LANDESRAT 


des 
SAARGEBIETES. 4.Sitzungsperiode 1927 (1) 


STENOGRAFIIISCEER BERICHT 


"über die am DienssRg, ‚Asp. 14: Oktober 1927 im 
Neuen Sitzungssaal des Kathauses der »tadt 
Saarbrücken stattgefundene Vollversammlung 
des Landesrates. 


Vorsitzender Scheuer: Meine Herren! Ich eröffne die 
Sitzung. (10 Uhr 10 Ninuten voruittags. 


Entschuldigt fehlen die Herren: 


Karius kb) Saarbrücken; Levacher(Z)-Saarlouis; 
Heckler(KP)-Wiebelskirchen; Term). Althein: 
Fifler(KP)-Neunkirchen; Seiwert (Z)-„erzig. 


Die Kegierungs-Komnission ist vertreten durch 
den Staatskomnissar,Herrm Oberregierungsrat Dr.Hein. 
Die 
TAGESORDNUNG 


m min m win un) ae mi mn Er mn et | mie Damm; dm GE ED SEN mem — — — — 
ums an. CRD Cm un day mein mund Geben Musmn mp nme dupep ml (UNE Een TIER m — 


liegt Ihnen vor. Sie umfaßt folgende Funkte: 
I. "ahl der Beisitzer des Vorstandes; 
II. Bildung der Kommissionen; 


III. Begutachtung der te MEERE 
der hegierungs-Kommission 


1) Jugendwohlfahrt ; 
2) Abänderung der Strafprozeßordnung; 


3) Abänderung der Pestimmungen über das 
Wohnungswesen; 


A) Luftschiffahrt; . 


5) Organisation des Arbeitsnachweiswesens 
im Saargebiet, 


6) Abänderung des 3 108 der Zivilprozeß- 
ordnung; 


7) Abänderung des 3 87 der Nechselordnung. 


Wir 
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Wir kommen zu Punkt 1 der Tagesordnung, 


Wahl der Beisitzer des Vorstandes. 





Die Wahl hat schriftlich zu BrTOleen: Stimmzettel 
sind verteilt. Wenn das ort nicht gewünscht wird, 
um Vorschläge zu machen, bitte ich, die Stimmzettel 
einzusämmeln.- 

egeben wurden 19 Stimmzettel. Es entfallen 


Are 
auf die Abgeordneten 


Betz; Hussong; Eifler; Heinz; Martin. 
18 50 6 2 1 
Stimmen. Danach sind die Abgeordneten Betz und Hussong 
gewählt. 


Ich frage die Herren Betz und Hussong,ob sie 
die Wahl _annehuen” 
Die Abgeordneten Betz und Hussong nehuen die 
Nahl an. 


(Zurufe: Hört, hört!) 


(Zuruf des Abg. Reinhard: Der Bürgerblock ist 
eingezogen! 


- lachen - 


- 0 - 


Wir komuen nun zu Punkt II der lagesordnung, 


Bildung der Komuwissionen. 


Ich schlage vor, es bei der bish‘ rigen Besetzung 


der Kommissionen zu_belassen. - Niderspruch erhebt 


sich nicht!- Punkt II der Tagesordnung ist somit er- 
ledigt. | | 


"ir kommen nun zu Punkt III der lagesordnung. 
Besutachtung der Verordnungs-Entwürfe 
| der Regierungskommissıion. 
„Es ist vorgeschlagen, die Verordnungs-Entwürfe wie 
folgt in die Kommissionen zu verweisen. 


1)Jugendwohlfahrt in die Nohlfahrts= und 
Verwaltungs-Komuission; 


»)Abänderung der in die kechtskommission; 


3) 


Strafprozeßorcnung 
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3) Abänderung der Bestim- in besondere 
mungen über das Nohnungs- Kommission; 


wesen 

in die Kommission 
für Wirtschafts= 
und Rechtsfragen; 


4) Luftschiffahrt 


5) Organisation des Ar- in die Soziale . 
beitsnachweiswesens Konmission; 
6) Abänderung des 3 108 in die Rechts-und 
der Zivilprozeßordnung, Nirtschaftskon- 
mission; 
7) Abänderung des 3 87 in die Rechts-und 
der. \echselordnung Wirtschaftskommis- 
sion. 


Wenn sich kein Widerspruch erhebt, 1st dieser Punkt 
erledigt und somit die lagesordnung verabschiedet. 


Außerhalb der REPSOTUNANG hat der Herr Ab- 
geordnete Kiefer das Wort! | 


Abg. Kiefer(Z): Meine Herren! Ich bin beauftragt worden von 
meiner Partei, der Sozialdeuokratischen Partei und 
der Deutsch-Saarländischen Volkspartei, eine Erklä- 
Eng abzugeben zu der Frage der Elektrizitätswirt- 
schalt. - 

Wie Sie wissen, herrscht da keine Einheit- 
lichkeit und es dürfte gut sein, im Interesse der 
Bevölkerung und insbesondere auch im Interesse der 
Bergleute zu einer einheitlichen Auffassung in der 
Elektrizitätswirtschaft des Saargebietes zu kommen. 
Die Erklärung hat folgenden Wortlaut: 


Gebiete der Elektrizitätswirtschaft könnten 
sich auf die Dauer zum Nachteil des Saarkohlen- 
Absatzes auswirken. Die wehrheit des landesra- 
tes ist in Anbetracht der großen Bedeutung, die 
dieser Prage beizumessen ist, der Ansicht, dab 
sich alle 


der Bergarbeiter am besten dienende Lösung zu 
finden. Es wird bedauert, daß die maßgebenden 


Nun noch einige Bemerkungen zu anderen wichtigen Fra- 
gen, die uns als Vertreter des Volkes beschäftigen 
müssen. Meine 
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Meine Herren! Schon verschiedentlich ist in die- 
sem Hause auf die große Gefahr hingewiesen worden, 
die durch den Abbau der saarländischen Flöze von 
Frankreich aus, dem ge a der Saarwirtschaft 
und der Saarbevölkerung droht. Viie bekannt ist, hat 
der französische Staat an die Firma „Saar und Mosel" 
Schon einen guten leil des harndtgebietes unter den 
Nanen „Grube Carlsbrunn"” verpachtet. Von französi- 
schem Boden aus peaoniöh* die Ausbeute der Flöze 
die unter deutschem Gebiet lagem und dem deutschen 
Volke gehören. Nunmehr geht das Gerücht in der Be- 
völkerung,daß zwischen dem französischen Staat und 
der Firma de Wendel ein ähnliches Abkommen getrof- 
fen wurde, von dem die Hegierungskommission lako- 
nisch in kurzen Worten in Kenntnis gesetzt worden 
sei. Wir wissen nicht, was an diesen Gerüchten wahr 
ist. Durch die Presse ging die Nitteilung schon, daß 
die gesamten Saargruben an de Wendel re. wor- 
den sein sollen,was allerdings über das Ziel hinaus- 
schießen dürfte. Daß diese Mitteilung in der Bevöl- 
kerung > sarah gung hervorgerufen hat,ist sehr 
begreiflich. Im Warndtgebiete liegen die besten Flöze 
des Saarkohlengebietes, und diese besten Flöze bilden 
die notwendige Reserye für die Zukunft des Saarge- 
bietes. Und auf der Kohle beruht die wirtschaftliche 
Zukunft des Saargebietes, somit auch die Zukunft 
der BE rülkerung. "ir müssen daher als Volksver- 
treter von dieser Stelle aus schärfsten Protest da- 
gegen erheben, daß man die Bestimmungen des Versail- 

er Vertrages so auslegt, als ob sie Frankreich das 
Recht gäben, die Kohlen von Frankreich aus unter 
deutschem Boden ausbeuten zu lassen. Etwas anderes 
wäre es, wenn man im Saargebiet selbst die »chächte 
abteufen würde, um so die ortsansässige Bevölkerung 
auf eigenem Boden zu beschäftigen. Durch diese Aus- 
beute der saarländischen Kohlenflöze durch Frank- 
reich wird die Zukunft des Saargebietes,wie ich schon 
betont habe, auf das stärkste bedroht. Denn wenn bis 
1935 die Sache noch anhält und jährlich bis zu 1 Mil- 
lion Tonnen aus dem Saargebiet quasi gestohlen wer- 
den, dann sind sie natürlich-man weiß ja nicht, wie 
die spätere Lösung gefunden wird- für uns verloren. 
Es erwächst aber auch aus dieser Tatsache eine eui- 
 nent wichtige politische Gefahr. Die «wenschen des 
handgebietes werden so gezwungen, in Frankreich 
selbst zu arbeiten. Sie werden wırtschaftlich und 
auch sozialpolitisch an Frankreich gebunden. Und wo 
die Abstimmung ed hier nach Gemeinden stattfindet, 
und wir aus den eh in Oberschlesien gelernt 
haben, weiß man noch nicht, mit welchen Drucknitteln 
man versuchen wird,die Menschen,die hier wohnen, und 
drüben wirtschaftlich und sozia 4 tlach gebunden 
sind, durch diese Momente schließlich auch politisch 
zu beeinflussen. Wir müssen daher schärfsten Protest 
eeogen erheben gegen diese wirtschaftlichen und 
olitischen sehr naheliegenden Gefahren, schärfsten 
rotest erheben gegen die wäßnahmen des französischen 
Staates. Nir bitten den Herm Staatskomnuissar, der 

hegierung 
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hegierung zu sagen, daß der landesrat ewartet, daß 
in Bälde die hegierungskounission genau bekannt gibt, 
was tatsächlich an den Gerüchten wahr ist, und was 
sie zum Schutze der saarländischen Lebensinteressen 
zu tun gedenkt. 

| Eine weitere Frage,meine Herren! Ich erzäh-: 
le Ihnen nichts Neues, wenn ich sage, daß die lage 
der arbeitenden Bevölkerung des Saargebietes eine 
trostlose ist. 80 ; der Bevölkerung des Saargebie- 
tes gehören der Arbeiterschaft an, und davon sind 
wiederum 50 % im Bergbau beschäftigt. Nie die lage 
der Bergarbeiter ist, brauche ich hier nicht mehr 

zu schildern, weil es zur Genüge in der lagespresse 
und in den Verbandsorganen der Gewerkschaften ge- 
schehen ist, 


(Zuruf des Abg. Reinhard: "Deuwonstration") 


Ich kann nur das eine sagen, die lage der Bergarbei- 
ter ist trostlos, und es muß Aufgabe der hegierungs- 
komnission sein,dafür einzutreten, daß sie ihre Ke- 
gıerungsaufgabe, die Wohlfahrt der Bevölkerung zu 
Schützen und zu pflegen, grundsätzlich auch durch- 
führt. Die hegierungskommission hat dem Telegramn, 
das anläßlich der Demonstration an den Völkerbunds-. 
rat Berenret marde einen sogenannten Kommentar bei- 
egeben. In diesem Kommentar zieht die Kegierungs- 
ommission Vergleiche zwischen dem Saarbergbau und 
dem Ruhrbergbau. Diese Vergleiche sind völlig abwe- 
gig. Wenn die hegierungskommission sich darauf be- 
zieht,daß in Deutschland 1921 und 1922 im Ruhrberg- 
bau 552000 Bergarbeiter beschäftigt gewesen seien, 
so sage ich, daß diese Beschäftigung nur erfolgt ist 
durch den Druck, den die Mächte, die durch den Ver- 
sailler Vertrag als sogenannte »ieger Ari elt 
worden sind, auf Deutschland ausgeübt haben.Deutsch- 
land mußte trotz der Kohlennot im eigenen Lande Re- 
parationskohle in großen pr De an Frankreich, Belgi- 
en,luxemburg und Italien liefern. Unter diesem Zwang 
erfolgte eine erhebliche FERBEDEUNE der Belegschaft, 
da der durch die Entbehrungen des Krieges ausgener- 
gelten Stammbelegschaft keine größeren Leistungen 
abgepreßt werden konnten. Die Vermehrung war doch 
auch notwendig, um der großen Kohlennot in Deutsch- 
land selbst gerecht zu werden. In der Zwischenzeit 
erfolgte nun eine Stabilisierung der Verhältnisse. 
Der Bergbau des Ruhrgebietes erholte sich, mußte. 
infolge der erg Konkurrenz scharf rationali- 
sieren, und führte nach und nach die Belegschafts- 
stärke auf die Vorkriegsstärke zurück. Daraus nun 
Vergleiche mit dem Saarbergbau anstellen zu wollen, 
ist grundfalsch. Im Kuhrbergbau sind sicherlich in 
einem Zeitraum von mehr als drei Jahren 150 000 Ar- 
beiter des Bergbaues entlassen worden. Heute sind 
aber nur 9000 arbeitslos. Die leute kanen eben wegen 
der Vielseitigkeit der Industrie anderweitig unter, 
während das hier im Saargebiet nicht zutrifft. Wir 
‚haben hier eine ortsgebundene Belegschaft im Gegen- 
satz zum Ruhrgebiet, wo Leute aus allen Gegenden 
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Deutschlands zusammengeströnt sind. Hier sind die 
Bergleute auf einen BERN VERNRT angewiesen,den fran- 
zösischen Staat, und wenn der sie auf die traße 
setzt,wissen sie keine Arbeit mehr zu finden. Alle 
Gruben gehöten ja dem französischen staat, Im Ruhr- 
ebiet sind so und so viele Privatunternehuer neben 
em preußischen Staat,und da ist es leichter wieder 
Arbeit zu finden, weil bei der Abkehr von der einen 
Grube der Arbeiter sofort einen Schachtturm eines 
anderen Grubenbesitzers im Arne hält. Zudeu kamen 
die nach und nach entlassenen RKuhrbergleute zum 
roßen Teile im deutschen Kali-und Braunkohlenberg- 
au unter, was den Leuten nicht so schwer fiel, weil 
sie nicht ortsgebunden sind. \enn aber hier eın 
Bergmann in ‚Velsen" entlassen wird, dann kann er 
bis„König" läufen, findet keine Arbeit, weil er 
überall auf einen Arbeitgeber stößt und auf _ der 
schwarzen Liste steht. Unsere verheiratete Bergar- 
beiterbelegschaft ist über die Hälfte Hausbesitzer. 
Wenn so ein Mann entlassen wird, kann man ihm nicht 
zumuten, nun nach Aachen_oder Oberschlesien auszu- 
wandern. In der übrigen Industrie ist auch so leicht 
kein Unterkommen zu finden. Darum ist es besondere 
Aufgabe der Kegierungskomnission dafür zu sorgen, daß 
hier Entlassungen möglichst vermieden werden. 
Noch ein anderes ist almegig. Die Saargru- 
ben wurden zwangsweise der Iranzösıschen Wirtschaft 
angegliedert. Also muß ein Vergleich mit dem franzö- 


4 


sischen Bergbau gezogen werden. In Frankreich herrscht 
Mangel an Bazanen Kohlen. Rund 40 % des Kohlenbedarfs 
u 


m@ aus dem Auslande eingeführt werden. Die Beleg- 
schaft wird vermehrt, besonders in Lothringen ‚Wo die 
Förderung noch durch Überschichten forciert wırd.Da 
muß der a mit aller Deutlichkeit 
und eindringlichkeit zu Gemüte geführt werden, daß 
sie nicht Vergleiche zwischen Saar-und Ruhrbergbau 
anstellen kann, sondern zwischen Saar-und französi- 
schem Bergbau. 

Ein weiteres: lrotz ständiger Klagen, an 
könne die Forderungen der Bergarbeiterorganisationen 
nicht Bewiliißen hat der französische »taat In vorl- 
gen Jahre- neben den großen Äbschreibungen, Bereit- 
stellungen und sonstigen " Verflüssigungen"- 112,9 
Millionen Franken Heingewinn aus den Saargruben er- 
zielt. lit den gezahlten Ber arbeiterlöhnen steht 
das in krassem Niderspruch. Wenn man die ne,die 
Teuerung und die Kohlenpreise zu Anfang 1925 gleich 
100 setzt, dann wird man bei Verfolg ihrer Entwick- 
zung finden. daß die Löhne im Oktober 1926 um rund 
30 Prozent hinter der Teuerungs-und Kohlenpreisent- 
wicklung zurückgeblieben waren. Und das trötz der 

roben Gewinne! Als sich dann durch »enkun der 
Merpeslinis die Löhne wieder dem Verhältnis,das 
sie 1928 zur Teuerung hatten,wieder näherten, baute 


die Berswerksdirektion die Löhne schnelt ab,sodab 


das Verhältnis wieder so ungünstig ist wı@ ı1 Okto- 
ber vorigen Jahres. Wenn auch die kegierungskommis- 
sion einzelnen in Not geratenen Arbeitem hilft,so 


Sind und bleiben das nur Palliativmittelchen. Die 
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Die Aufgabe der Regierungskommission muß sein, 
dafür zu sorgen. daß hier nicht 80 % der Bevölkerung 
nach und nach verelenden. Verelenden diese wenschen, 
dann verelendet auch der wittelstäand. 

noch etwas: Im Daargebiete spielte sich 
vor dem »chlichtungsausschuß ein Schauspiel ab. Die 
Hüttenarbeiter haben notwendige eg erungen ge- 
stellt, der Schiedsspruch entschied etwas zu ihren 
unsten. Aber was tun die Unternehmer? Sie lehnen 
den »chiedsspruch oder seine befolgung glatt ab.Es 


ist geradezu unverständlich, daß man so handeln kann, 


trotzdem man weiß, daß die Forderungen der Hüttenar- 
beiter gerecht sind. Es ist daher an der Zeit, ein- 
mal ein recht ernstes Wort zu sagen. Will man uns 

an der saar politisch auseinandertreiben, einen feil 
zwischen uns treiben, dann soll man im wırtschaft- 
lichen und sozialen Leben den üeist weiter walten 
lassen,der leider Gottes heute hier waltet. Von dem 
wirtschaftlichen und sozialen Verhalten führender 
deutscher länner im Wirtschaftsleben wird schließ- 
lich die politische Einstellung vieler Arbeiter be- 
stiumt. Wenn keine andere Einstellung komut,dann 
sind die nationalen Gefahren längst nicht überwunden. 
Es ist leicht, an die Regierungskommission Forde- 
rungen zu stellen, die einem persönlich nicht weh 
tun; Aufgabe unserer deutschen Wirtschaftsmenschen, 


die auch hier im Hause vertreten sind, muß doch sein, 


in der umge so zu handeln, daß sie vorbildlich 
der hegierungskounission und der Dergwerkscirektion 
vorgeführt werden können. Dieses Handeln erfordert 
die Stunde! 

Noch ein Weiteres, Wir haben seit Jahren da- 
rum gekänpft, daß die soziale ven stegebun an der 
Saar endlich so geformt und gestaltet wird wie drü- 
ben im heiche. \an kann nicht sagen,daß das heich 
aus Wollust seine Sozialversicherung so gestaltet 
hat, sondern die Sozialversicherung wurde geforut 
und gestaltet, weil es eine Notwendigkeit ıst,weil 
endlich alle iienschen die im Staate leben,erkennen 
müssen, daß sie keine Ausgestoßenen, sondern Glie- 
der eines Volkes sind. Wenn das Heich seine Sozial- 
versicherung so reforuiert hat, dann war es Pflicht 
und Aufgabe der hegierungskomuission, sich dem frAn- 
zösischen Staate gegenüber durchzusetzen und an der 
Saar dass°lbe zu schaffen. Nach langem \ühen und 
vielen Kämpfen sind wir soweit, daß in Berlin ein 
Abkommen zustande kam, das auch von den hegierungen 
ratifiziert wurde, sowohl von der Neichsregierung 
als auch durch die Kegierungskomnission des vaarge- 
bietes. Jetzt kommt es darauf an Jaß hier bei der 
Kegierungskommission in schnellem Be gearbeitet 
wird, damit das Ergebnis dieser Abmachungen Trucht- 
bar wird, dauit die wenschen die auf das Ergebnis_ 
angewiesen sind, endlich in seinen Genuß kommen. Ein 
Klagelied davon zu Sagen ist verfehlt ,weil jeder 
van (age der Soziälrentner kennen muß, der im Volke 
steht. 


Noch 
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Noch ein Weiteres: Nir finden imwer mehr die 
Notwendigkeit, hier im Saargebiet das Schlichtungs- 
wesen in deutscher Form einzuführen. Wir sehen den 
das Schlichtungswesen im Saargebiet auf äußerst 
schwachen Füßen steht. Es wurzelt noch im Hilfsdienst- 

esetz des Krieges und wird von der französischen 
Bergwerksdirektion nicht anerkannt. Es ist höchste 
Zeit, daß die Dinge sich so entwickeln,daß hier das 
Sohllchtunggwesen eingeführt wird, wie in Deutschland, 
damit die Niderspenstigen gezwungen werden das zu tun, 
was die \lehrheit des Volkes für richtig erachtet. Das 
wären die Jünsche, die wir heute hier vorzubringen 
hätten. Es könnte noch weiter ausgeholt werden über 
dieses oder jenes. Es erscheint uns nicht zweckmäßig 
in die Breite zu gehen. 


Zum Schlusse noch einige Anfragen: 


" Die Zentrumsfraktion ersucht den Herrn Staats- 
kommissar,dem Landesrat Auskunft zu geben, wie 
die MUST ungakonmi Pa ion die wittel er en Aa 
edenkt, die zur Durchführung der Beamtenbesol- 
ungsreform erforderlich sind. Die Bevölkerun 
des Saargebietes ist an dieser Frage lebhaft ınte- 
ressiert,weshalb um schnelle Beantwortung der An- 
frage gebeten wird. 

Die Zentrunsfraktion des landesrates ersucht 
den Herrn Staatskomnuissar um baldige Auskunft was 
die Kegierungskommission zu tun gedenkt,um eine 
ausreichende Erhöhung der Löhne aller Arbeiter 
und Angestellten der gesamten Privatindustrie und 
des Bergbaues zu erreichen. Die Not innerhalb der 
Arbeitnehuerschaft a war selten so 
groß wie gegenwärtig. >chnelles u... zZu- 

unsten einer ausreichenden lohnaufbesserung 1st 

ringendes Erfordernis. Da die Arbeitnehmerschaft 
sich in einer begreiflichen EIER befindet, 
wird die hegierungskommission gebeten, die Anfrage 
bald zu beantworten. | 

In Anbetracht der Notlage innerhalb der ar-. 

beitenden Bevölkerung des Saargebietes ersucht die 
Zentrunsfraktion den Herrn Staatskomuissar um Aus- 
kunft, in welcher Höhe und von welchem lermine ab 
die a Finn ran) BEAOR die Löhne der Arbeiter 
und Angestellten aufzubessern gedenkt, die in Be- 
trieben BRBENBL TB} sind, (Eisenbahn, , Post, Telegra 
phie,hegebau) die der er ee ee unte:- 
stehen.- Die Lebensverhältnisse der Arbeiter und 
Angestellten erfordern schnelles Handeln,da 
dringend notwendige Beschaffungen für den \iinter 
erforderlich sind. " 


Neben diesen Anfragen sind noch einige Anträge von der 
üehrheit des landesrates gestellt worden. Diese unter- 
stützen wir. Dieselben werden noch bekanntgegeben und 


ich kann jetzt darauf verzichten, sie vorzulesen. Unsere 


Fraktion Stimnt ihnen allen zu bis auf einen bezügl.der 
Beamten-Besoldung. Wir stehen auf dem Standpunkt,den die 
Beamten eingenommen haben, daß es nicht opportun er- 


scheint, 
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erscheint, in größeren Ausführungen zur heforu Stel- 
lung zu nehmen, \ir müssen uns bömühen ‚unsere Kräfte 
dahin walten zu lassen, daß wir hier iu Daargebivt 
die deutschen wenschen des Wirtschaftslebens soweit 
zu. bringen, daß sie als Beispiele wirken für die 
Kegierungskonmission. 


( Bravo- Rufe !) 
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Vorsitzender: Das \!ort hat Herr Abgeordneter Hoffuann! 


Abg. Hoffmann (SP): Meine Herren! Die sozialdemokratische 
Fraktion ist sehr erstaunt darüber gewesen, daß 
an einer Ecke des Saargebietes bestimute leute 
chritte unternomwen haben, ohne daß die Difent- 
lichkeit davon etwas wußte, um einen bestiunten 
Teil der Saarwirtschaft von u abzutren- 
nen. Es geht nicht an, daß die Elektrizitätswirt- 
schaft des Saargebietes an ein großes Unternehmen, 
das im Reich oder an_der Ruhr seinen Sitz hat,an- 
geelaeder: wird, weil dadurch insbesondere die 
rgarbeiterschaft und damit selbstverständlich. 
das ganze Saarvolk in Mitleidenschaft gezogen wird. 
Unsere Partei protestiert deshalb gegen das Vor- 
gehen dieser l&eute. Sie hätte erwartet, daß man 
ehe man solche weittragenden Beschlüsse faßt,mi! 
allen Kreisen des Saargebietes Fühlung nimmt. Sie 
hofft, daß das Yorgeken rückgängig gemacht wird. 
und erwartet, daß die rEIS PORENE ellen alles ein- 
setzen, damit die bereits gefaßten Beschlüsse des 
Zweckverbandes praktisch nicht durchgeführt werden. 
Sie erwartet aber auch, daß die politischen Vertre- 
ter im Zweckverband ihre keinung ändem,daß aber 
besonders die Vertreter des Kreises St.Wendel-Ott- 
weiler ihre Auffassung dahin konzentrieren,daß sıe 
sich dem an der Saar bestehenden kownunalen Elek- 
trizitätswerk anschließen. Ich betone, daß wir 
uns auch deshalb der allgemeinen Erklärung ange- 
schlossen haben, um so ein allgemeines Votum des 
landesrates zustande zu brangen Sani! die infrage 
kommenden Körperschaften sich diese Frage noch- 
mals überlegen. Jedenfalls geht es nich an,da 
einige Jerren solche lWaßnahmen ergreifen,ohne 
sich der Tragweite ihrer Handlungen bewußt zu 
sein. ; 

- Dann kann ich zu der allgemeinen hirt- 
schaftsfrage die Auffassung meiner fartei heräus- 
holen.daß es nach unserem Dafürhalten so wıe es 

im letzten halben Jahre an der Baar gegangen Ist, 
nicht weitergehen kann. \ir erlebten,daß der 
Tohn-und Gehaltsabbau im März, April und wai ds.Js. 
durchgeführt worden ist, und dıe maßgebenden In- 
stanzen haben dabei erklärt,daß sich dadurch die 
Le benshaltung verbilligen würde. Wir stellen dem- 
Baeepöher fest, daß die leuerungsziffer seit 

urchführung des Lohnabbaues fast ein und diesel- 
be Höhe behalten hat. Also eine Verbilligung ist 
nicht eingetreten. Jedenfalls ist eine Verschlech- 
terung eingetreten dadurch,weil sich ım Bergbau 
die Äbsatzschwierigkeiten verstärkt haben und 
Feierschichten auf Feierschichten eingelegt worden 
sind. Bis jetzt hatten die Arbeitnehmer ım SO PE- 

au 17 Feierschichten. 17 Feierschichten bedeuten 
für die Leute einen ungeheueren Lohnausfall. Die- 
ser ILohnausfall macht. sich in den Arbeiterfamilien 
bemerkbar, und es ist selbstverständlich,daß die 
Arbeiter zu gewissen Maßnahmen greifen,die sonst 


normalerweise nicht ergriffen werden. Ich betone, 
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betone, daß es richtig ist, daß die Saar-Wirtschaft 

oder dıe französische Wirtschaft in der Lage ist, de- 

für zu sorgen, daß die Saarkohle ganz verbraucht 

wird. Mein Herr Vorredner hat bereits darauf hinge- 

wiesen, daß Frankreich Kohleneinfuhrland ist,und 
es müßte die erhabene Aufgabe des französischen 
Staates sein, dafür zu sorgen, daß die Kohlen, die 
im eigenen Betrieb rear werden, in erster Linie 
Absatzmöglichkeiten erhalten. Deshalb können wir 
nicht verstehen, daß der französische Staat noch 
ir Kohlenvorkommen an eine Privatfirma verpach- 

et hat, die letzten Endes als Konkurrenz in Er- 

' scheinung tritt. line Partei protestiert nicht al- 
lein aus politischen Gründen, Sondern auch aus | 
nersechafhlichen Gründen gegen dieses Vorgehen ,weil‘ 
dadurch die Absatzmöglichkeiten der »aar-Kohle we- 
sentlich eingeschränkt worden sind. 

Rt} ri betonen_zu sollen, daß der 

französische Staat und die hegierungskommission 
endlich an die Arbeit gehen müssen, damit die Ab- 
satzmöglichkeiten für die Saarkohlen geschaffen wer- 
den. Wir betonen aber auch, daß das Vorgehen der 
Grubenverwaltung nicht dazu angetan ist, die Absatz- 
möglichkeiten zu fördern. \iir sehen, daß durch die 
Initiative der eyerkschäften die heichsbahn Fracht- 
ermäßigungen für »vaarkohlen zugesagt hat und daß 

die französische Grubenverwaltung dies äber dazu _be- 
nutzt, um höhere Gewinne einhamstern zu können. Es 
geht nicht an, wenn durch die Gewerkschaften Ermäßi- 
Bungen erzielt werden, daß diese benutzt werden ,um 

öhere Gewinne zu erzıelen, sondem damit nehr Koh- 
len abgesetzt werden können. Das bedeutet, daß die 
Kohlenpreise abgebaut werden müssen und dädurch ein 
Anreiz beim Käufer geschaffen wird. 

"ir betonen weiter, daß in der lohnfrage 
etwas geschehen muß. Es kann so nicht WRIRR TER DON, 
und wir vertreten die Auffassung, daß die Notlage 
in den Kreisen der Arbeiter ungeheuer ist und daß 
unbedingt etwas geschehen muß. Wir wissen bestimmt, 
daß die Arbeitgeber, ganz einerlei, ob deutsch oder 

französisch, in all diesen Fragen ihr Arbeitgeberherz 
herausholen, aber. wir können nicht verstehen ‚wenn 
das Keich bestimmte Oper bringt durch Zollstun-. 
dungen, geldliche Hilfe u.dgl.n.,daß dann noch die 
Arbeitgeber, die deutsch eingestellt sein wollen, 
sine solch rückschrittliche Haltung einnehmen. ir 
betonen, daß es so nicht weitergehen kann,. Es wird 
Aufgabe der politischen Parteien und der Gewerk- 
schaften sein, daß,': wenn diese sich weiter so ein- 
stellen, alles daransetzen, daß die Hilfe des 
Reiches in dieser mans eingestellt wird. Es 

‚geht nicht an, daß das Heich Millionen Beträge als 

Hilfe an die Saar steckt und die Arbeitgeber haben 
den Nutzen davon. Zollstundungen werden gewährt und 
die Arbeitnehmer haben keinen Nutzen davon, wie es 
hier an der Saar in STE CHOHIUNE getreten ist. Die 
Arbeitgeber einer Industrierichtung, die sich nicht 
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schlecht stehen,- wenn ich die Schwer=und Fertig- 
industrie berücksichtige-, die keine Absatzschwle- 
rigkeiten hat, wüßten in der lage sein, den ©chieds- 
spruch anzuerkennen. Dagegen protestiert unsere Par- 
tei und sie stellt und erhebt die Forderung,daß die 
Reichsstellen sich einmal überlegen müssen, ob sie 
der Saarindustrie noch weiter so entgegenkomnen ‚wie 
es in der Vergangenheit geschehen ist, wenn für die 
Arbeibnehpe ragha t nicht auch etwas geschieht. _ 
Zur Gehaltsfrage vertritt meine Partei die 
Auffassung, daß die hegierungskommission selbstver- 
ständlich neben der Aufbesserung der Löhne für die 
Arbeiterschaft auch die Aufbesserung der Gehälter 
der Angestellten und Beamten vornehmen muß, daß 
aber die oberen Beamtengruppen nicht alles erhalten 
und die unteren Gruppen leer ausgehen. \ir sind 
nicht ger Aufiesaun!, daß man die Pauol@ungsc rünung, 
wie man sie im Keich durchführen will, auch hier 
sang-und klanglos einführt. Es kann nicht angehen, 
daß einer 20.-KM und der andere 200.-Ril. monatlich 
mehr erhält, wie das im Reich vorgesehen ist. Es 
muß ein Ausgleich geschaffen werden, daß diejeni- 
"ER, die in der größten Notlage stecken, bei der. 
gr rege lung am besten abschneiden. Auch sind 
wir der Weinun aß die unteren Besoldungsgruppen 
viel mehr erhalten müssen, wie es der heichsfinänz- 
minister Köhler in seinem Programm vorsieht und was 
wahrscheinlich auch durchgeführt werden wird. ileine 
artei vertritt die Auffassung, daß die Forderungen 
des „Allgemeinen Deutschen Beamtenbundes” berück- 
sichtigt werden müssen und daß bei der Besoldungs- 
rege iung das soziale Moment ESancH ngee bernd sein 
muB. Wir vertreten die Rinne daß der Landesrat 
nicht nur Anfragen stellen soll, sondern daß dem 
andesra! sogar die Besoldungsordnung selbst vorzu- 
egen ist. 


(Zurufe: Sehr richtig!) 


Die Bu Leonesordnung war im Reich Gesetz und ist 
noch Gesetz und wir können nicht verstehen, daß_die 
hegierungskommission einfach die Be an Löungs rege Zung 
vornimmt, ohne daß der Landesrat vorher dazu »tel- 
lung genommen hat. Wir protestieren gegen das Vor- 
gehen der Kegierungskommission und sind der Auffas- 
sung, daß der landesrat vorher zu hören ist, weil 
die Besoldungsordnung als Gesetz angesehen werden 
muß. In dieser Frage werden wir keine besondere An- 
frage stellen, sondern schließen uns dem Antrag der 
Mehrheit der Parteien des Hauses an, welcher von 
Herm Präsidenten des Hauses bekannt gemächt werden 
wird. Wir haben persönliche Schritte unternommen _ 
und die Regierungskommission hat erklärt, daß sıe ın 
in der Iohn-und Gehaltsfrage etwas tun will, aber 


was man tun will, hat man nicht erklärt. Wir betonen, 


EL 
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daß wir uns unbedingt auf die TEE PERBND der Gewerk- 


schaften stellen und erwarten von der hegierungskom- 


mission, daß sie diesen Forderungen HKechnung trägt. 
| | Jedenfalls 
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Jedenfalls betonen wir, daß in der lohnfrage für 
die Arbeiterschaft unbedingt etwas getan werden 
muß. Es kann nicht angehen, daß die Beamten und 
Angestellten allein etwas bekommen, es kann aber 
auch nicht angehen, daß man die Arbeiterschaft 
der übrigen ar leer ausgehen läßt. Deshalb 
erwarten wir, daß die Kegierungskonuission ihren 
gepeen Einfluß geltend macht, daß auch für die 
rbeiterschaft in der Privatındustrie eine änge- 
messene Lohnerhöhung herausgeholt wird. Daß aber 
auch weiter im Bergbau eine lohnerhöhung zur _ 
Durchführung gelangt, weil es eine Unmöglichkeit 
ist, daß diese Arbeitergruppe mit den heutigen 
Löhnen bei den heutigen Feierschichten so weiter 
leben kann. Ich erwarte deshalb aber auch, da 
die ni geion, gern die Arbeiterschaft 
bestimmte Maßnahmen ergreift, etwas vorsichtiger 
ihre Stellung herauskonstruiert. Sie wissen, die 
Bergarbeiterschaft hatte eine Demonstration ver- 
anstaltet und es wäre Aufgabe der Regierungskon- 
mission gewesen, die Demonstration zu genehmigen 
und keine Schwierigkeiten zu machen,denn dann wäre 
damals sehr vieles arme den worden. Die Bergar- 
beiterschaft an der | 
und hätte keinesfalls irgend etwas unternommen 
was gegen die bestehenden Gesetze verstoßen hätte. 
Wenn die Regierungskommission bestimmte Gebäude 
oder bestimmte Verwaltungen hätte schützen wollen, 
dann hätte sie das gerade so gut tun können, ohne 
93° landjäger auf den Straßen aufmarschieren zu 
assen. 


(Zuruf des Abg. Brettar: Sehr gut!) 


Sie hätte in den Häusern ihre Leute unterbringen 

önnen, und ich wette 10 gegen 1, daß dann kein 
Zwischenfall passiert wäre. Wir bedauern deshalb 
die Einstellung der hegierungskommission und er- 
warten,daß für die Zukunft solche Naßnahmen nicht 
mehr ergriffen werden, weil dadurch die Erregung 
nur noch weiter gesteigert wird. Wir betonen aber 
auch, daß es Aufgabe der Gewerkschaften ist, sol- 
che Äiaßnahmen zu ergreifen, und daß es nicht Auf- 
gabe anderer Leute ist, sich in Waßnahmen, die, 
von den Gewerkschaften ergriffen worden sind,ein- 
zumischen. Ich bedauere,daß das damals vorgekom- 
men ist, ohne natürlich den Leuten alle Schuld zu 
unterschieben, die ihnen zwar sehr oft von anderen 
Kreisen auerachoben wurde. Die BRD lag da- 
ran, daß die Regierungskommission ihre Waßnahmen. 
nicht so überlegt hatte, wie sie unbedingt von ei- 
ner loyalen Regierung überlegt werden müssen. 


(Zuruf des Abg Reinhard: Loyale hKegierung” 
Das ist gut r) 


Eine loyale fegierung hätte sich solche Maßnahmen 

mehr überlegen müssen und daß sie dadurch zu einen 

anderen Ergebnis gekommen wäre, ist klar. a 
ist 


aar ist sehr loyal eingestellt, 









Biyaag oyasıydmubousgs ua72nıq400S 7 


pr 


7 





- ZOR - 


Damit ist nicht gesagt,daß die Regierungskomnission 
loyal ist, 


(Zuruf des Abg. Reinhard: Das habe ich auch 
nicht eat) 


sondern damit wollte ich nur erklären, daß man auch 
hätte anders vorgehen können. Auf Grund dessen glau- 
ben wir auch, daß die Naßnahmen, die nachher in die- 
ser ErauP weiter ergriffen worden sind, falsch gewe- 
sen sind. Jedenfalls hätte man zu den Vorfällen 
nicht noch die Strafe herauszuholen brauchen, sondern 
man hätte, nachdem die Geschichte erledigt war, die 
Sache als erledigt ansehen können. Denn mancher Berg- 
mann ist dabei durch Gerichtsurteil bestraft worden, 
der persönlich praktisch an den Vorfällen, die vor- 
gekommen sind, er nicht beteiligt gewesen ist. \an- 
cher konnte in diesem Gedränge gar nicht mehr aus- 
weichen,mancher war in einer Erregung,erhatte Ilonen- 
te In sıch sitzen, die er bei norwalen Verhältnis- 
sen vielleicht anders hätte eindäumen können. ir 
bedauern deshalb auch,daß diese Bestrafungen vorge- 
kommen sind, und wir fordem, daß man auf dem Gnaden- 
wege diese Bestrafungen wieder annulliert. 


Ich habe dann im Auftrage meiner Partei zu 
den Fragen der Sozialversicherung folgendes zu er- 
klären: \iir wollen nicht nochmals all das herausho- 
len, was wir in dieser ah 3 schon öfters herausge- 
holt haben. Aber wir erwarten, daß, nachdem durc 
die Initiative der Gewerkschaften eine Äbrede 
zwischen Saarregierung und FHeichsregierung zustande 
gekommen ist, auch die Saarregierung die Saargesetz- 
gebung so ausbaut, daß sie der heic apa se tan ung 
angepaßt wird. Die Abrede wird wahrscheinlich noch 
im Laufe dieses Monats vom Reichstag ratifiziert 
werden, sodaß sie aller Voraussicht nach ab 1.Voveu- 
ber in Kraft tritt. Wir können uns nicht der Auf- 
ZaBeyng anschließen, daß nun noch an der Umänderung 
der vaargesetzgebung herumgedoktert werden soll bis 
meinetwegen April,Wai, wie es ja seinerzeit in einer 
Pressenotiz herausgeholt worden ist, sondern wir be- 
tonen, dais die Angleichung der Saargesetzgebung 
ganz schnell erledigt sein kann, besonders bei den 

esetzen,wo keine »chwierigkeiten bestehen. schwie- 
rigkeiten können sicher keine bestehen in der Inva- 
liden-und Hinterbliebenenversicherung, weil da die 
era eharungsträger große Lasten übernehuen. 
Bei den jetzigen Beitragszahlungen, die die »aar- 
anstalten einnehmen können, jedenfalls ihre Leistungen 


nach den Heichsbestinmungen gewährten angepaßt werden. 


Deshalb erklären wir,daß man das heichsgesetz noch 
nicht einmal abzuschreiben braucht, sondern man legt 
es der Arbeitskammer und dem Landesrat zur kinführung 
vor. Innerhalb von 14 Tagen und 3 Wochen werden die 


Gutachten 
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Gutachten dieser Körperschaften vorhanden sein, 
sodaß innerhalb einer kurzen Zeit diese Einführung 
durchgeführt sein kann. 

Das Gleiche ist in der Unfallversicherung | 
zu sagen. Wenn die wehrlasten auf Kosten der deut- | 
schen Berufsgenossenschaften gehen, dann ist es 
Benz selbstverständlich, daß die Arbeitgeber des 

aargebietes keine großen Schwierigkeiten machen 
können, die ja bekanntlich in der Vergangenheit | 
ungeheuere Schwierigkeiten machten. Es kostet sie | 
a nichts, und wenn es keinen Menschen was kostet, | 
jiegt es ja in der Natur der Sache, daß er viel | 
lieber etwas gibt. Deshalb kann man auch die Er- 
wartung aussprechen, daß die Einführung der heichs- 
unfallversicherung ganz leicht vor sich gehen kann, 
erade so leicht vor sich gehen kann, wie bei der 
nvalideneund Hinterbliebenenversicherung. Es 
kann innerhalb einiger Wochen geschehen. _ 
In der Knappschaftsversicherung wird es 
ja wohl etwas schwieriger sein. Aber auch da wird, 
wenn man mit einigermaßen gutem Willen herangeht, * 
innerhalb einiger Monate der Umbau der Saargesetz- 
Berne geschehen können. Also wir betonen, daß un- 
edingt, sobald das Abkommen in Kraft ist, auch 
der Umbau der »aargesetzgebung durchgeführt wird 
damit die Opfer der Arbeit alsbald in den Genuß der 
erhöhten Bezüge kommen.- Wir erwarten aber auch, 
daß die Saargese tzgebung, die von diesem Abkonmen 
nicht berührt wird, ausgebaut wird. Ich erinnere 
da an die Krankenversicherung, die mit der ÄAbrede 
nichts zu tun hat, aber auch da muß unbedingt et- 
was peasaehen. lienn ich darauf hinweisen darf,daß 
jetzt nach dem neueren Reichsgesetz bei der _Fest- 
setzung des Grundlohnes in der satzung der lohn 
bis zu 10.-lNark zu berücksichtigen ist, und an der 
Saar dieser Betrag immer noch 25 Franken beträgt, 
dann ist dieser Unterschied ungeheuer und jeder 
kann daran ersehen, daß SRDEHIng® etwas zu gesche- 
hen hat. Damn muß nach dem heichsgesetz das Kran- 
kengeld für jeden falendertag, also auch für die 
Sonn-und Feiertage, vom 4.lage ab gewährt werden, 
während dem im Saargebiet nur die_ Arbeitstage in 
Erscheinung treten. -Die Wochenhilfe ist im Heiche 
auch anders geregelt. Also auch da müßte unbedingt 
etwas geschehen ‚und es ist Aufgabe der nen - 
kommission, auch dem Landesrat eine entsprechende 
Vorlage zugehen zu_lassen. | 
n der Frage der Angestelltenversicherung 
kommt dasselbe Verhältnis in Frage,was für die In- 
validenversicherung maßgebend ist,äuch da kann die | 
beschleunigte Angleichung durch eführt werden,weil } 
da die Reichsversicherungsanstält auch die «ehr- 
lasten ugt und überwiegend die Leistungen aufzu- 
bringen hat. 
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Wir glauben aber auch darauf hinweisen 
zu sollen, daß die Erwerbslosenversicherung ausge- 
baut wird. Wenn der Ausbau sich etwas länger hin- 

. ziehen soll,dann muß unbedingt alsbald eine 
wesentliche 
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wesentliche Erhöhung der Unterstützungssätze vor- 
enounen werden. Wir haben da einen Ankrag vor- 
iegen, der mindestens eine Erhöhung von 50 % for- 
dert, obwohl wir die Meinung vertreten daß auch 
diese Erhöhung keinesfalls ausreicht. Diese? Nei- 
nung habe ich auch bereits in der InrDBSETSEHUnE 
Ausdruck verliehen. Jedenfalls muß eine rhöhung 
Platz greifen. Äber es muß auch für die Zukunft 
Sorge getragen werden, dawit auch, Zuf die Zukunft, 
wenn an der Saar einmal eine große Krise entstehen 
sollte, die Arbeiterschaft geschützt ist. lir for- 
dern also auch Ausbau der Erwerbslosenversicherung. 
| Ferner vertreten wir die Auffassung, daß 
man an den Ausbau der gehobenen Fürsorge gehen muß, 
denn es gibt auch sehr viele verschänmte Armen, die 
in früheren Jahren vielleicht bessere be erlebt 
hatten, die aber durch die Nachkriegsver ältnisse 
ihr ganzes Vermögen oder früheres Einkommen ver- 
loren haben. Auch da müßte die soziale Fürsorge 
ge en, damit auch diese Bevölkerungskreise 
an der »vaar etwas Linderung bekommen, 

Wir haben dann noch darau hinzuweisen ,daß 
wir bedauem,daß die Saarfrage in Genf nicht so 
vorwärts geht, wie man es nach den Verträgen von 
Locarno’ usw. hätte erwarten müssen. Wir wissen ‚daß 
Er an dem Nichtvorwärtsgehen die Umwandlung der 

Blcnersel@rung einen großen Teil Schuld mit sich 
grägn: Aber wir erwarten, daß auch die maßgebenden 
Stellen des heiches einigermaßen ihre politische 
Einstellung den Verhältnissen anpassen, damit für 
die Saar etwas mehr Positives herausgeholt werden 
kann. Es, kann nicht angehen,daß bestimmte Kreise, 
die der hNeichsregierung nahestehen und eıne maßge ben- 
de Rolle in der heichsregierung spielen, an- 
dauernd der FerskEnd} SunEs olitik Knüppel zwischen 
die Beine schmeißen und dadurch die Bereinigung 
der Saar-und Rheinlandfragen hinauszögern. 

ir bedauern aber auch, daß bei_ der letz- 

ten Ratswahl der Sozialdeuokrat Vandervelde nicht 
mehr gewählt worden ist, weil wir dadurch einen 
großen Fürsprecher der »aar im nate verloren haben. 

ir hätten emartet, daß man diesen Sozialdeug- 
kraten oder diesen Vertreter, der sich für dıe »aar- 
fragen sehr interessiert hat, ım nate neu OR 
nen hätte. Jedoch ist das nicht geschehen, deshalb 
sprechen wir darüber unser Bedauern aus. "ıT beto- 
nen aber auch, daß wir die Auffassung der hegıe- 
rungskoumission in der Bahnschutzfrase nicht ver- 
treten können, besonders deshalb nicht vertreten 
können,weil man auch in Genf, wo die Bahnschutz- 

a mE worden ist,eine ändere Auffassung 
vertreten hat. “ir betonen deshalb, daß für die 
Bahnschutztruppen die Privilegien, die dıe hegie- 
rungskommission ihnen egeben hat,keinesfalls von 
uns anerkannt werden. Gegen dieses Vorgehen sei- 
tens der Hegierungskommission legen wır entschieden 
"Verwahrung ein. Wir legen auch Verwahrung dagegen 
ein, daß man diesen Bahnschutztruppen ın der Noh- 
nungsverorenung nochmals ein besonderes Privileg 
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geben will. 

Meine Herren! Zum Schlusse gestatten Sie mir 
noch darauf hinzuweisen,daß_ nach unseren Dafürhal- 
ten ja jeder weiß, daß die Saar deutsch ist. Die 
deutSche Gesinnung un der Saar hat sich ja öfters 
herausgestellt. Es wird aber auch unbedingt notwen- 
dig sein, daß die Berliner Stellen alle l\öglichkei- 
ten grschö fen, damit die Wirtschaftskrise hier an 
der Saar etwas abgeschwächt wird,damit sie aber 
auch alle Naßnahmen ergreifen, damit die Angliede 
rung an .das eich keine Schwierigkeiten für die Be- 
völ areas des Saargebietes mit sich bringt. fir ha- 
ben nur das eine bedauert, daß die Saarbevölkerung, 
die bei jeder Gelegenheit sehr gut und sehr stark 
EINER CRD Erreesuugetäße sehr schlecht geflaggt 
hatte. fir hätten erwartet, daß man au Verfassungs- 
tage in Saarbrücken dieselben Fahnen gesehen hätte, 
wie es bei anderen Gelegenheiten passiert ist.Und 
wir können es nicht verstehen, daB sogar Zeitungs- 
verlage, die sonst wit ihrer deutschen Gesinnung 
immer an erster Stelle stehen, au Verfassungstage 
der deutschen hepublik es noch nicht einual für 
notwendig gefunden hatten,ihre Fahnen zu zeigen. 


(Bravo-Rufe !) 
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Vorsitzender: Das "ort hat Ferr Abgeordneter Reinhard! 


Abg. Reinhard (KP):\eine Herren! Zu Beginn der heutigen 
| Sitzung hat sich gezeigt, dab eine Uuwandlung 
der Kräfteverhältnisse sich auch iu Saargebiet 
anz gewaltig beuerkbar macht. Diese Umwandlung 
er Kräfteverhältnisse innerhalb der Arbeiter- 
klasse, das Abwandemn von den bürgerlichen Par- 
teilen zu den Kommunisten ist auch heute hier 
zum Ausdruck gekommen dadurch, daß man wit den 
parlamentarischen Gepflogenheiten hier offiziell 
ebrochen hat. Bisher haben cie bürgerlichen 
Parteien sich stets auf ihren Parlamentariswus 
berufen. Heute haben sie, nachdem sie eingesehen 
haben, daß die Kommunistische Fartei rücksichts- 
los dıe Interessen der Arbeiter vertritt,davon 
Abstand genommen, den Vorsitz durch die stärkste 
Partei besetzen zu lassen. fir als Komaunistische 
Fraktion haben dazu nur zu sagen, daß damit sich 
Be iet hat, daß man kommunistische Vertreter 
rotz ihres Anspruchs aus dem Vorstand hinaus- 
wählt, andererseits die Stimmen den soziälde- 
mokratischen Vertretern zukomuen läßt. _ | 
r EERARTUSG welche von der .lehrheit 
des Hauses durch den Abgeordneten Kiefer in der 
Elektrizitätsfrage Run ES FR wurde, können wir 
Kommunisten nicht zustimmen und zwar deshalb 
nicht, weil die Entwicklung in der Elektrifizie- 
rung des Saargebietes ganz klar zeigte, daß men 
die Stromabnehwmer und Konsumenten zu Gunsten der 
italisten betrügen will. ber Kaupf,der iu 
en ae geführt wird,un die Vorherrschaft in 
der Erzeugung der Elektrizität, wird geführt 
zwischen zwei Kapitalisten-Interessengruppen, | 
und zwar zwischen der Interessengruppe der käatho- 
lischen Fapiialisten des Kuhrgebietes und _der 
Interessen£ruppe der evangelischen Kapitalisten 
des Saargebietes und der Grubenverwaltung. Iier 
haben sie sich auf einer Linie zusammengefunden. 
„ir können feststellen, wir haben in den letzten 
Jahren folgendes erlebt: FR Ä 
Die Firua Röchling hat in ehrden eın 
ewaltiges Elektrizitätswerk erstellt. Der auhr- 
onzern, der gegen dieses Elektrizitätswerk an- 
känpft, wurde von der Firwa EhLing benutzt, um 
durch ihre kommunalen Vertreter in den »tadt= 
und Semeinde-Vertretungen den Absatz für dieses 
Unternehuwen zu sichem. Höchling hat dabei ge- 
sagt, wenn die Kommunen nicht eine betriebsge- 
sellschaft schaffen, wenn sie sich nicht betei- 
em an der SUPOBDE EP ap une meines lerkes,werde 
ich mein ierk dem Rheinischen Konzern der ka- 
tholischen Kapitalisten verkaufen. Mit Hilfe 
dieses Druckwittels hat Köchling glänzende Ge- 
schäfte gemacht. leute ist es so, daß im hehr- 
dener Kraftwerk die wehrheit der Aktien in Hän- 
denden des Kommunalbesitzes ist,äber andererseits 
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hat Höchling es verstanden, die vollständige Ver- 
waltung dieses lerkes und die Verteilung des Ge- 
winnes und die Sicherung billigen Stromes für sich 
‘ festzulegen, sodaß die S.L.E. diese Vertriebsge- 
sellschaft ın \iirklichkeit nichts ist, als ein 
Unternehuen, das auf Bestrebungen von Röchling ge- 
schaffen wurde. So unternehuen die STAR LABES a- 
listen ihre Vorstöße. 'enn sie beweisen wollen, 
daf kommunale Betriebe nicht konkurrenzfähig sind, 
dann schickt man komuunale Vertreter vor unc or- 
anisiert Skandale in diesen Koumunalbetrieben, 
er Saarlouiser Skandal mit der Krawag ist nichts 
anderes als ein \ianöver der Interessengruppen um 
Röchling, um cieses Werk unuöglich zu wäachen.Heu- 
te besteht die Gefahr, d>B nan den Koumunaälbetrieb 
Saarlouis durch BeoniunE Aut saugt. Aber noch ist 
die Kommunistische Fraktion da und wird den Kaupf 
der Bevölkerung Speer nobilisieren. Sie wi 
die Bevölkerung aufrufen gegen diese Bestrebungen. 
Andererseits besteht heute der schon hier änge- 
führte Einbruch des Ruhrkonzern in den ÖOttweiler 
Bezirk. Auch der fuhrkonzern behauptet, in seinen 
Erzeugungsstätten üehrheiten von Koumunal-Aktionen 
zu besitzen. Aber in "irklichkeit ist es genau so 
wie bei der S.L.E.,daß die Privatkapitalisten dort 
den Ton angeben für die musik, die gemacht werden 
muß. Nur sind es dort katholische Kapitalisten und 
deshalb die gegenteilige Einstellung der Zentruns- 
partei und die Bauchschmerzen, bis man es zuwege 
ebracht hat, eine gemeinsane Erklärung abzugeben. 
eshalb Kanpf des Zentruns gegen die liberale Par- 
tei. So liegen die Verhältnisse in der Elektrifizie- 
rung des Saargebietes. Die Kommunistische Fartei 
hat auf Grund dieser Tatsache sich entschlossen, im 
ganzen Saargebiet den Kanpf aufzunehuen für die 
restlose Überführung der Produktionsuittel in den 
kowmunalen Besitz. ‘ir sehen dabei die Möglichkeit, 
die gesamten Kommunen in der S.L.E. zusammenzufüh- 
ren, weil wir eine Verbilligung des »tromabsätzes 
durchführen müssen. Heute ist es so, daß der Strom 
von der S.L.E.vertrieben wird und zu einem sechs- 
fach höheren Preis abgesetzt wird, als der Er- 
zeugungspreis der tehrdener Kraftwerke ist. Weil 
wir Kommunisten es nicht verantworten können,daß 
man zugunsten .er Privatkapitalisten die Bevölke- 
rung ausplündern wird, werden wir dementsprechend 
in ällen konmunalen Parlawenten dagegen ankänpien, 
Es ist ganz klar, daß dauit verbunden ist unsere 
allgemeine grundsätzliche Einstellung zur (esaut- 
wirtschaftsform überhaupt und wenn dann heute in 
diesem " Hohen Hause" mit diesen "schönen" Gepflo- 
genheiten man dazu übergeht und glaubt der Bevölke- 
rung durch schöne Redensarten die Nationalisierungs- 
eriode des Kapitalisms als eine Periode darzustel- 
Kun. die sich ällein im Saargebiet abspielt, so wun- 
dern wir uns darüber, daß man eine derärtige Unver- 
frorenheit besitzt... .. 


(Glocke des Vorsitzenden!) Wir 
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Wir wundern uns darüber, daß die Sozialdeuokrati 
sche Partei im allgemeinen auf dieser Linie uit- 
marschiert. Entsprechend ihrer früheren Grund- 
sätze müßte sie eigentlich auf einer anderen Linie 
marschieren und sich nicht auf_den Standpunkt stel- 
en, daß diese Stellen spezielle Fragen des Saarge- 
bietes sind. Wie Liegen je Verhältnisse” Die kapı- 
talistische Wirtschaft hat versucht, durch den helt- 
krieg die ee der Produktionsmittel anders 
zu gestalten. Es ist geschehen. Nan hat versprochen, 
bessere irtschaftsverhältnisse zu schaffen. Las 
Gegenteil ist zu verzeichnen. Das ist klar, daß 
durch jehrelange er keine Produktion erstellt 
wird, Sondern vernichtet wird. Nun hat der Kapita- 
lismus in diesen letzten 10 oder 9 Jahren alles 
versucht, um die Gegensätze _der kapitalistischen 
Produktion zu überbrücken. Daß dies nicht gelingen 
kann, re einfach in der Natur der kapitalisti- 
schen Produktion selbst enthalten. Diese Binsenwähr- 
heit, daß der Kaupf um die Produktionsuittel,der 
Kampf um die Absatzmärkte ‚naturgemäß zu Zusamnen- 
stößen führen muß und letzten Endes zum bewaffneten 
"iderstand, zum imperialistischen Krieg reifen muß, 
diese Wahrheit ist einwandfrei durch dıe letzten 
Jahrzehnte, durch die latsache der Entwicklung des 
Kapitalismus, durch die Tatsache des leltkrieges 
und der Tatsache, daß trotz allen schönen Gesten 
wahnsinnig gerüstet wird, um den neuen heltkrieg 
durchführen zu können, -festgestellt. 
Weine Herrem! Tienn Sie trotzden immer wie- 
der im Hinweis auf den Völkerbund das Wegenteil be- 
a bei so glauben Sie selbst nicht,daß die beste- 
henden Tatsachen durch liorte hinwegge eugne! werden 
können. Darin liegt die "irtschaftskrise des »aarge- 
gietes verankert. Genau so, wıe man danach streDt, 
ıe käpıtaälistischen Interessengruppen mit HILIE 
der bewaffneten Gewalt zu sichern,genau so streben 
die Papengrappet im sogenannten irtschäfts- 
kampf danach, sich in den Besitz der Produktion zu 
setzen und ihre Gewinne zu erhöhen. Ein Nittel dazu 
ist die hationalisierung, die heute in allen »taats- 
betrieben durchgeführt wırd. hationalisierung heißt 
nichts anderes, als mıt wenig Produktionsuitte 
mehr haren zu erzeugen und näch den neuen Feststel- 
lungen der Unternehmer-Verbände Qualitätsarbeit zu 
leisten. Wan erhönt die Arbeitszeit,man verkürzt den 
Iohn und reduziert die Belegschaft. Es wird niemand 
bestreiten können, daß es in Deutschläand gelungen 
ist, die kationalısierung bis zu einem bestimmten 
Grade durchzuführen. Wir sehen, daß Riesengeschäfte 


gemacht werden, wie sie bisher nicht zu verzeichnen 
waren. Nir sehen aber auf der anderen seite trotz 
Hochkon unktur 800 000 arbeitslose Arbeiter und An- 
&stelite und bezeichnend ist, daß bei der Hationa- 
isierung Arbeiter und 3eamte rücksichtslos auf die 
Straße geworfen werden und wir sehen, daß es dıesen 
niemals mehr gelingen wird, in den Produktions-Ap- 
parat hineinzukonmen. Diese sind dazu verurteilt, 
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außerhalb des Produktions-Apparates stehen zu uüs- 
sen. Das ist der Stand der Linge, wie wir ihn wonen- 
tan in Deutschland haben und ü er diesen Maßnahmen 
steht die Bürgerblock-Fegierung uit all ihren reak- 
tionären Mitteln. Im Saargebiet liegen die Dinge 
etwas anders. Bei der Industrie, cıe aus gemischten 
Aktionären zusammengesetzt ist und auch bei der 
Fertig-Industrie herrscht eine Hochkonjunktur. Aber 
nicht deshalb, weil man die Rationalisierung wis ın 
Deutschland ee hat, sonder weil in Saar- 
gebiet die Löhne der Arbeiter in französischen Gelde 
ausgezahlt werden und weil die Industriellen durch 
die Bürgerblock-Regierung In Deutschland besondere 
Vorteile genießen. Sie bekormen ihre Zölle gestun- 
det und teilweise niedergeschlagen. \eine Herren! 
Sie haben genau so gut wie wir den Rechnungs-Ab- 
schluß für 1925 von der SaaFreBLe ung bekommen und 
wir können feststellen,daß der Antei des Daarge- 
bietes an den Zolleinnaähmen statt 17 Millionen = 
37 Millionen Franken en \ienn nan sich über- 
legt, daß dies nur ein Anteil an den Zolleinnahmen 
darstellt und wenn man sich vergegemwärtzet, er 
die Kaufleute des Saargebietes vor Inkrafttreten 
des Zollabkommens sich eingedeckt haben auf lange 
Zeit, so steht für uns heute fest, daß die Zollbe- 
lastung ein ungeheuerer Haubzug ge en die werktä- 
tige Bevölkerung darstellt, während die Industrie= 
Könige ihre ganzen Zölle geschenkt bekoumnen. Wenn 
der sozialdenokratische Redner über die schlechte 
Haltung der deutschen Unternehmer ım Daargebiet 
klagt und verlangt, daß diese den Arbeitern uwehr 
Lohn geben sollen, so „üssen wir uns als Koumunısten 
darüber wundern, denn wir wissen, daß der Kapita-. 
list von seinem Gewinn freiwilli nichts abgibt.!ir 
wissen auch, daß der Staatssekretär Schuber als 
Aktionär bei der Dillinger Hütte ım Aufsichtsrat 
sitzt und den Gewinn verteilt. Ich werde ım Laufe 
neiner Ausführungen noch näher darauf eingehen. _ 
Nun zum Bergbau. Der Herr Abgeordnete Kie- 
fer hat erklärt, die französischen Imperialisten 
würden aus Böswilligkeit die nentabilität der Saar- 
gruben einfach unterninieren. Das ıst eıne Behaup- 
tung, die im Gegensatz steht zu den Bestrebungen 
des französischen Kapitals EORIIRADF: Wenn man heu- 
te im Saargebiet. die nentabilität der Saargruben 
bezweifeln will,so steht das auf derselben Linie 
der Behauptung, die Köchling gemacht hat. Er sagte 
die Franzosen sind zu dumm, die Saargruben rentabe 
zu bewirtschaften. lamit wird gesagt, ein Staats- 
betrieb ist überhaupt ein Unsinn, denn ın einen 
Staatsbetrieb ist es überhaupt nicht möglich, So 
zu arbeiten, daß keine Krisis entsteht. Das sind 
wirklich die Ursachen der Krisen, das sind die Ge- 
setzmärigkeiten. In Deutschland haben wir die Bür- 
rreeierung, im Ruhrgebiet hat man die Ar- 
eitszeit um eine Stunde erhöht und die Leistungen 
der Ruhrbergarbeiter auf das Doppelte gesteiger 
wie die Leistungen der Saararbeiter. In England 
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wurde unter Führung von Cooks nit Hilfe der eng- 
lischen konservativen Regierung der Streik er 
eschlagen und die Arbeitszeit um eine Stunde er- 
höht. Man hat die Arbeiter zu hunderttausenden 
hınausgeworfen und dadurch erzielt, daß die eng- 
lische Kohle viel PERLIGRE Met den Warkt kommt als 
die Saarkohle. Das ist die Ursache der Krisis,die 
wir im Saargebiet zu verzeichnen haben. Nun konnt 
es darauf an, zu untersuchen, wie man dagegen an- 
kämpft; was haben die Vertreter der übrigen Fartei- 
en vorgeschlagen? Gar nichts ! Sie haben gesagt, sie 
erwarten von der »aarregierung, daß sie endlich et- 
was tun soll. wan kann nur gegen diese Krisis an- 
känpfen durch Kaupf mit dem Ziel, daß die Arbeits- 
zeit verringert und der lohn erhöht wird. ienn heu- 
te eine Krisis auf dem Kohlenmarkt ist, dann kann 
man nicht eine bestimmte Verteilung des Kohlenab- 
satzes vornehmen, in dem man die Kohlenförcerung 
noch erhöht, sondern dann werden zu viel Kohlen ge- 
fördert. Derjenige, der die Arbeit des Bergmanns 
kennt,- ich war selbst 15 Jahre in Bergbau tätig- 
weiß, wie der Dergmann dazu gezwungen wird,die 
Sicherheitsmaßnahuen, die Sicherheitsvorschriften 
zu übertreten und daß es BOtmERdiE ist, daß maßnah- 
men ergriffen werden, un die Existenz der Familie 
und das Leben des Bergarbeiters selbst sicherzustel- 
len. 90 % aller Unfälle passieren durch diese An- 
BIBLNFE Gerade ,wo die fiurzel des Übels up packt 
man nicht an, weil die hegierung mit dem Kapıtal 
egen die Arbeiter einen gemeinsamen Vorstoß gegen 
ie Löhne durchführte. Es ist garnicht wahr, was 
hier gesagt wird, daß die bürgerlichen Parteien ge- 
:eB dıesen Lohnabbau waren. In den bürgerlichen Par- 
eien sitzen die Vertreter der Unternehmer. Sie ar- 
beiten mit der hegierungskoumission. Sowohl die Un- 
ternehmer wie die hegierung haben gemeinsam diesen 
Lohnabbau durchgeführt. Das andere sind alles dumme 
Mätzchen, die man hier erzählt, daß man sagt, auf 
der einen seite die deutschen Kapitalisten,auf der 
andren »eite die französischen Käpitalisten, sie 
mußten sich gegeneinander diesen Lohn reduzieren für 


die Industrie. Die hegierungskomission hat gesehen, 


daß wir in der “rage der lLohnbewegung der vaararbei- 
terschaft den richtigen Weg beschreiten. Deshalb der 
rücksichtslose brutäle Unterdrückungsfeldzug egen 
die komuunistische Partei des »aargebietes und ihre 
Presse. Dieser Unterdrückungsfeldzug steht aber auch 
in Verbindung mit den übrigen Parteien. Wenn die 
Saırbrücker Zeitung melden konnte, daß bei der eng- 
lischen hegierung Eine Denkschrift eingelaufen sei, 
in welcher die hegierung der englischen Dickköpfe, 
die Hegierung der englischen Konservativen aufgefor- 
dert wurde, ihren Vertreter im Saargebiet zu beauf- 
tragen, den Kommunisten das Handwerk zu legen,weil 


die Kommunisten die Gewerkschaften zerschlagen würden, | 


so liegt in dieser benkschrift der Grundstein der 
Verfolgungen der Kommunistischen Partei und danit 
der Bergarbeiter im »aargebiete. Und wenn diese 
Denkschrift existiert, und wenn die Soziäldemokra- 
tische Partei ihre Zustimuung gegeben hat zu dieser 
Denkschrift 
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an der Saararbeiterschaft bisher begangen vrurde. 
Ausgerechnet die englische hegierun le den eng- 
lischen 5ergarbeitcrn das Streikrecht raubte, die 

die englischen Gewerkschaften unterdrücken wıll 

mit allen litteln, die soll im Saargebiet die deut- 
schen Gewerkschaften vor er Unterninierarbeit der 
Korwunisten retten. jias wollen denn die koununisti- 
schen vewerkschaftler? Sie wollen nichts anderes, 

als _dab die bewerkschäften ihre Aufgabe erfüllen 

im Interesse der Arbeiterklasse und daß sie nichts 
anderes kennen als die Klasseninteressen der Ar- 
beiter. Die Klasse der Herrschenden, sie läßt sich 
vertreten durch die kpitalistische kegierung. Sie 

hat die staatlichen „ächtuittel, un ihre Interes- 

sen durchzusetzen. Die Gewerkschaften sind nicht 
unter Blut und Tränen und unter jahrelangen Zucht- 
hausurteilen En pe worden, um hier im Inte- 
resse einer Völkerbundsregierung, die hierher ge- 
schickt wurde, die Bevölkerung auszuplündern, zu 
arbeiten. Hier wuR vielmehr heute die Frage ge- 
stellt werden: Hier Ärbeiterklasse und hier hegie- 
rungskommission. Und so steht auch die Frage bei 

den Parteien: Hier Arbeiterklasse und hier fapitalis- 
mus. Und so ist auch die Fra estellt worden 

jetet auf der letzten Völkerbundstagung in Genf. 

jenn man heute hier spricht, daß die hegierungs- 
kommission £emeinsam nit der französischen Kegie- 
rung wahrscheinlich wieder ein Kohlenbecken vom | 
ee konzessioniert habe an französische | 
Kapitalistengruppen,dann soll man auch offen sagen, | 
daß die deutsche Bürgerblockregierung bis zur Stun- | 
de mit der französischen Foincareregierung verhan- | 
delt um die Verschacherung dieses Yarndtgebietes, 
daß man verhandelt un die Verschacherung eines ı 
leiles des Xreises Saarlouis. Das hat der Korrespon- 1 
dent der ländeszeitung von \enf selbst zum Ausdrück if 
gebracht, der geschrieben hat: wir warnen die deut- 1 
sche BRELOFDRE. endlich von dem Schritt abzusehen. 

Die Arbeiter des Warndtgebietes werden behandelt 
wie ein Stück Vieh, werden von den kapitalistischen 


Denkschrift, so ist das das größte Verbrechen, das 
| 





Hegierungen zum Verschachern angeboten,weil im I 


Narndtgebiet Cie Zukunft des Saarkohlenbergbaues |! 
liegt, weil dort.unsere heserven liegen. Ich spreche |! 
hier speziell als Vertreter des Warndtgebietes, un 
die Herren Kapitslisten in Deutschland und in Frank- | 
reich, die in den el sitzen, werden sıch N 
täuschen, die ÄArbeiterschaft des Wamdtgebietes _ | 
wird sich nicht verschachern lassen für irgend eine | 
Kolonie oder irgend ein Stück land, das die deut- 1 
schen Iuperialisten als segenleistung von Frank- | 
reich zu erwarten hoffen. Das muß hier a | 

offen 0 
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offen ausgesprochen werden, und kann nicht nit 
schönen Kedensarten uuuäntelt werden. \ienn wir 
in Verbindung unit dieser Frage allgenein die Fra- 
e der Lösung des Saarproblens sehen, wenn sie 
ann hierher kommen und sagen, wie z.B. der ' 
Spredher der Sozialdemokratie:schuld daran ist, 
daß wir heute nicht weiter sind, daß in Deutsch- 
land die Bangerelockreeierung regiert, dann Trage 
ich: welche Außenpolitik macht diese Bürgerblock- 
regierung, diese deutsche AN SERESENBERSEL GEIGE" 
Sie macht die Außenpolitik, die die sozialdemo- 
kratische Partei und die 2.Internationale schon 
Jehrgleng von Deutschland als die richtige Poli- 
ik fordert, nur mit dem Unterschied, d&ß_ diese 
Außenpolitik jetzt von der deutschnationalen 
artei Br bgomächt wird, die früher diese Außenpo- 
litik als Verrat am Volk bezeichnet hat. Fraktisch 
ist es so,daß die Außenpolitik die Linie ist, so 
wie sie tatsächlich vor uns liegt. Und wenn wir 
das alles sehen, dann brauchen wir uns nicht zu 
wundern, daß man im Saargebiet jetzt mit solchen 
brutalen Nitteln gegen uns, gegen die kommunisti- 
sche Partei vorgehen kann. Die außenpolitische 
lage ist heute so, gab die Sowjetunion, in.der. 
die Komuunistische Partei regiert, ein gewichtiger 
Wachtfaktor in dem kampf der inperialistischen 
lächte Beesinaner geworden ist, und daß man da- 
mit rechnen muß. Und latsache ist, daß die kapi- 
talistischen Staaten alle ihre Gegensätze zurück- 
drängen,wenn es gilt, eine Einheitsfront gegen 
Sowjetrußland zu beschließen. Genau so ist es 
Tatsache, daR die deutschen Parteien des Saarge- 
bietes und die französischen Unternehuer, die _ 
deutschen Unternehuer und die hegierungskommission 
auf einer Linie narschieren, wenn die Komnunlsten 
die Arbeiter des »aargebietes zum gemeinsamen 
Kampf gegen die gemeinsamen Ausplünderer aufrufen. 
Was ist denn geschehen? Was haben die Kommunisten 
für ein Verbrechen begangen? Die Gewerkschaften 
waren BemunBen, durch den Druck der Arbeiter eine 
Demonstration in Saarbrücken einzuberufen. Und 
die Kegierungskoumission hat geglaubt, diese Deuon- 
stration der Arbeiter zu verhindern, dieses ur- 
eigenste hecht auf Lebensberechtigung nit Gewalt 
niederzuknüppeln. as haben die Kommunisten in den 
Moment begangen? Sie haben gesagt, die Straßen ge- 
hören der Arbeiterklasse und zum leufel mit der 
Regierung, die die Arbeiterklasse hier ihrer 
Existenz beraubt und die die Arbeiterklasse nit 
Polizei und Landjägern niederknüppelt! Anstatt 
daß die Farteien des Saargebietes sich ebenfalls 
hier auf die »eite der Arbeiter gestellt hätten, 
‚sagen sie: die Zusammenstöße sind entstanden, weil 
die Kommunisten die Dergarbeiter aufgehetzt haben, 
und daß man nach einem wohlüberlegten Flan gehan- 
handelt hat, um gegen die Unterdrückung zu deuon- 
strieren. Das haben die Blätter der bürgerlichen 
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Presse frei und offen zum Ausdruck gebracht. Wenn 
man in großen Schlagzeilen von Ausschreitungen von 
Roten Frontkänpfern schreibt, wenn man von komnu- 
nistischen Flünderungen usw.redet,so heißt das auf 
gut deutsch; jetzt iSt es Zeit Saarreglerung,wir 
stehen bei dir, jetzt auf die Komuunisten, jetzt 
die Kommunisten niedergeschlagen! Unser gemein- 
saues Interesse steht auf dem Spiel! Wenn die Ar- 
beiter einig werden, dann werden sie die franzö- 
sischen wic die deutschen Kapitalisten zur Kapi- 
tulation zwingen! So und Echt anders liegen ie 
Dinge heute. Wenn das noch bezweifelt wird,neine 
Herren, dann erinnere ich Sie an das Klassemurteil, 
das man jetzt gegen hungernde Bergarbeiter gefällt 
hat. "Wenn ich den hedner der Soziäldewokratie rich- 
t1g verstanden habe, dann hat er gesagt: diese ar- 
men Bergarbeiter, dıe sind verführt worden von den 
Kommunisten, die soll man begnadigen, aber den 
Kommunisten Keinhard soll wan einsperren. 


(Glocke des Vorsitzenden!) 


Vorsitzender: Das ist absolut nicht richtig, das muß ich 
zurückweisen! 


Abg. Reinhard fortfäahrend: Ich habe erklärt, wenn ich die 
Ausführungen richtig verstanden habe, so bedeudet 
das, was der Herr Hoffmann sagte,nach weiner Wei- 
nung, daß die Verurteilung der Kommunisten zu Kiecht 
erfolgt ist, und man die äruen verführten Bergar- 
beiter freilasscen, begnadigen soll. Genau dasselbe 
sagte der Staatsanwalt in seinem Urteilsspruch. Er 
hat gesaet: nur weil der Kommunist heinhard die 
Strabe für die Bergarbeıter ffei verlangte, sind 
die Dinge entstanden und er muß eingesperrt werden. 
Und wer, meine lerren, hat das Urteil gesprochen? 
"Taren es französische Richter? Nein, es wären deut- 
sche Richter, die in den deutschen Parteien sitzen 
und angeblich ihr Deutschtum üben. Sie haben gesägt: 
die Kommunisten, die den Aampf organisiert haben, 
gegen die französische Bergverwaltung, muß man ein- 
sperren, danit die französısche ae Ruhe 
bekoumt. So sind die Urteile im waargebiet gelällt 
worden. \enn wir uns dann abschließend ein Bild 
machen über das, was jetzt geschieht in dem letzten 
Tagen, so zeigt es, daß diese Linie weiter beschrit- 
ten wird. Hier in Saarbrücken verlangt man die Er- 
höhung der Löhne der städtischen Arbeiter, das ist 
eine Forderung der Gewerkschaften. Die Komuwunisten 
nehmen diese Forderungen auf und beantragen eine 
zehnprozentige Erhöhung der städtischen Arbeiterlöh- 
ne. Die bürgerlichen Parteien sagen nein, Saarregie- 
rung gehe du voran, wir erwarten, daß sie die Löhne 

‚der Staatsarbeiter erhöht. Und dann wagt man in der 
Fresse zu sagen, wan ist für die Erhöhung der Löhne 
der städtischen Arbeiter und Angestellten. Aber man 
gibt nichts, vielleicht ein paar Pfennige. Es muß | 
zuerst nit der Daarregierung verhandelt werden,und I 
nachher | 
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nachher wird man dann sehen, was wan.auch den 
städtischen Arbeitern und den Industriearbeitern | 
Beer: Auf dieser Linie liegt auch der ablehnende | 
tandpunkt der deutschen Unternehuer in der Frage | 
des Schlichtungsspruches, den der Herr Abgeordnete 
iefer hier vorgetragen hat und über den er gejau- 
mert hat. Die deutschen Unternehmer geben keine | 
FORBFTSENDG, und sie haben ihre Parteien beauf- | 
tragt, im Stadtrat gegen eine Lohnerhöhung der 
städtischen Arbeiter zu stimmen. Sie verkriechen 
sich hinter die Saarregierung, daß diese der Allein- 
schuldig: sein soll. Sie nögen doch sagen: wir 
sind in Wirklichkeit nicht gegen die Regierung 
sondern wir machen der Bevö kerung gern vor,daß 
wir hier schuldlos sind, und die Saarregierung die- 
zuge ist die euch das Fell über die Ohren zieht. 
O0, meine Herren, sieht die Wahrheit im Saargebiet 
aus. Die lage steht so: Alle Unterdrückungsuaßnahnen 
der hegierung gegen die Kommunisten werden das 
Gegenteil davon bringen, was man sich wirklich da- 
von erhofft hat. Wenn man die komwunistischen. 
icherheitsmänner entlassen hat, wenn man gleich- 
zeitig versucht hat, sie aus den Gewerkschaften 
auszuschließen und ändere ins Gefängnis schickt, 
so werden sich die, Kommunisten doch Gehör ver- 
schaffen und ihre Zahl wird sich vermehren. lian 
möge sich nicht täuschen. ienn schon die bürger- 
liche Presse sagt, die an den DRmcnetTAtionszug 
beteiligten Bergleute waren Kommunisten und Rote 
Frontkämpfer, so sagt die Zahl der OyarLISteR ge- 
BuR- Aber wir können eines feststellen,näulich, 
daß die Arbeiter unsere Politik in der Lohnfrage 
als richtig anerkannt haben. Und eine andere Frage 
noch dazu. Bisher haben die Parteien hier im Hause 
den Standpunkt vertreten, daß man allen Terrormaß- 
nahmen der BaLerung AROBRENRERSEER muß. Sie haben 
einen Mordsspektakel gemacht, wenn ein deutscher 
Kapitalist ausgewiesen worden ist. Und nun werden 
zwei kommunistische Sekretäre ausgewiesen. Da 
schreiben die bürgerlichen Zeitungen: Diese liaßnahme 
‚begrüßen wir, diese „oro nung begrüßen wir. Es ist 
Zeit, daß diese ländfrenden Elemente aus dem Saarge- | 
biet verschwinden. So schrieb seinerzeit die »aar- | 
brücker Zeitung. Also, die deutschen Arbeiter sind | 
landfremde Elemente. Und daß es so ist, kann Ihnen ! 
der Bericht, den wir heute in der Arbeiterzeitung | 
veröffentlichen, zeigen. Es ist wirklich so,Jerr 
Kiefer, das Deutschtum wird heute im Saargebiet | 
nach Prozenten bezahlt. Was hat die Betreuungsaktion 
gebracht? Man hat den Oberbeanmten 300 lNark gegeben, 
also 1800 Franken, und als dann die französischen 
Beamten kamen und Spektakel machten und ebenfalls 
Betreuung verlangten, was liegt da näher, als daß 
die Hegierungskomission diesen Beamten auch die 
1800 Franken gibt. Wenn man dann Bugt ‚alone Selder 
stammten 
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stammten aus NWitteln des Saargebietes, so stimmt 
das nicht; diese 1800 Franken kowmen von der 
Deutschen Regierung, und zwar stammen sie aus 

dem Pensionsfonds für die Beamten. Also den 
französischen Beamten gibt die Jetreuung in die- 
ser Höhe und den deutschen Arbeitern und Ange- 
stellten gibt man 85 Franken. Wer ist jetzt der 
beste Deutsche? Und wenn ich an die Zollgeschenke, 
die die deutsche Regierung den Kapitalisten ge- | 
macht hat, erinnere, so müßte es äuch sozialisti- | 
sche Parteiuitglieder geben, die einsehen,daß | 
die Sozialdemokratie mit der Politik, die sie 
mit den bürgerlichen Farteien treibt, nichts an- 
deres tut, als letzten Endes die Interessen der 
Kapitalisten mit vertritt. 


| Die Sozialversicherung, die angeschnit- 
ten wurde, kann man in drei Sätzen erledigen. Bis- 
her hat man den Sozialversicherten immer nur Ver- 
Apraohun en gemacht, und dabei ist es geblieben. 

n hat die Sozialversicherten vergessen. NWarun 
sollen auch die Leute vertreten werden, die nicht 
mehr produktionsfähig sind. Die mögen ja auf den 
Friedhof auswandern. Der Sozialrentner kann keinen 
Profit mehr machen, deshalb muß er verschwinden. 

nd wenn der Vertreter der Deutsch-Saarländischen 
Volkspartei seine Stimne erhebt für die Sozial- 
rentner, dann frage ich Sie, in welchen Verhält- 
nis steht das zu den Erklärungen der Unternehnmer- 
tagung im Reich, die dieser von der Bürgerblock- 
regierung verlangt hat. Befreiung der Arbeitgeber 
von den sozialen lasten, Abwälzung der Steuer 
von dem Unternehmer. Genau so liegen die Dinge 
hier im Saargebiet, wie Sie aus dem Kechnungs- 
ahresbericht ersehen haben. Niemand hat ein Wort 
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arüber verloren. Im Jahre 1925 hat wan 21 Willio- 
nen Überschuß gemacht. Niemand hat gesagt, daß 
dieser Überschuß aus den Löhnen der Arbeiterschaft 
hervorgegangen ist, daß man 7 Millionen \ark 
mehr lIohnsteuer hineingeholt hat. So sehen »ie, 
daß die bürgerlichen Parteien heute im saargebiet 
die treuen Pers ppentrüger der »aarregierung sind, 
die diese Politik in der Steuerfrage durchführten. 

err Röchling ist hier, er war der Vater der Lohn- 
steuer im Saargebiet. Er hat damals die übrigen 
Parteien eingefangen und hat gesagt, das ist die 
edelste Steuer des Saargebietes. Und heute känpft 
man in der »aarbrücker Zeitung gegen die Steuer 
und sagt, rücksichtslos müßte man dage en vorgehen, 
die Regierung sei schuld. In diesem falle war 
wirklich die hegierung unschuldig. Der Abgeorüne- 
te Hoffmann schließt seine Betrachtungen über die 
Wirtschaftslage mit den Worten: Wenn wir uns die 
saar betrachten, so sehen wir, daß sie deutsch ist. 
Wenn wir uns aber die Saar betrachten, so sehen 
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wir,daß sie schwarz ist von dem Kohlenstaub und 
den Fabrikstaub, und wir sehen auch,daß sie 
schwarz ist von dem Geist, der im Saargebiet 
Berner. Nicht deutsch, sondern schwarz ist 

ie 

ten, dann findet man, daß diejenigen, die das 
Deutschtum so hoch halten, den wantel nach dem 
Wind zu hängen Bery> onen und sich ebenfalls 
pro? tual ihr Deut$schtum bezahlen lassen. Der 

rbeitnehmer sagt: Rot ist die Saar und rot muß 


die ügar bleiben. Wir wissen, daß die Wirtschafts- 


krise im Margeniet nur überwunden werden kann 
in gemeinschaftlichem Aampfe mit den deutschen 
Arbeitnehmerkreisen,im Kampf zur Beseitigung der 
Bürgerblockregierung, zur Beseitigung der Saar- 
reglerung, zur Beseitigung des Versailler Ver- 
trages und zur Errichtung eines Staates der Ar- 
beiterklasse. In dieser Hinsicht werden wir auch 
hier im Saargebiet mit unseren Klassengenossen, 
die 02° Bürgerblockregierung bekämpfen, kämpfen 
für die Interessen der Arbeiterklasse. Und in 
dieser Hinsicht werden wir im Saargebiet zum 
Kampfe auffordern. Die KERHOR. VERRDESCHODENE der 
Regierungskommission machen die Arbeiterschaft 
nicht satt. Auch der Wurm krünmt sich, wenn er 


etreten wird. Die Hegierungskommission,die hier- 


er geschickt ist, die Bevölkerung auszubeuten 
tut nichts für die Interessen der Arbeiterschaft. 
Die eigen sehen Sie, die Kriminalfälle häufen 
sich im Saargebiet. Die Diebstähle werden nicht 
aus Lust am stehlen begpngen, sondern aus der 
bittersten Not heraus. Und aus allen diesen Grün- 
den wird die Arbeiterklasse über kurz oder lang 
kämpfen müssen und die Kommunistische Partei wird 


trotz aller Terroruittel in diesem Kampf an ihrer 


Stelle stehen. 


Vorsitzender: Die Bemerkungen des Herrn Abgeordneten Hhein- 


hard, als ob die hegierungskomnission hierher ge- 
schickt worden sei, um die Bevölkerung er 
dern und das Gericht eine Klassenjustiz ausübe, 
muß ich zurückweisen. 

Das }lort hat Herr Abgeordneter Schuelzer! 


Abg. Schnelzer (DSV): lieine Herren! Ich werde auf die 
usführungen der Herren Vorredner nicht nochuals 
eingehen ‚wenigstens nicht auf die Ausführungen 
des llerrn Abgeordneten heinhärd. Herr keinhärc 
hat wit großem Stimmaufwand darauf hingewiesen, 
daß eine Verschacherung von Warndtgebieten durch 
die deutsche hegierung an Frankreich geplant sei. 
Diese EUR EUNE EN. DAS ein Phantasieprodukt.\ie- 
der eine deutsche Bürgerblockregierung noch eine 
Regierung der .ütte oder der Fechten wird auf so 
einen absurden Gedanken verfallen,das Jarndtge- 
biet an Frankreich zu verschachern. Der Stimnauf- 


wand wäre überflüssig gewesen ;wahrscheinlich dien- 


te er auch nur dazu, die Schwäche der Position 
es 





aar. Man kann sich gerzes® Umstände betrach- 
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des Herrn heinhards zu verdecken. 

Es ist nicht notwendig,daß ich wiederhole, 
was Herr Kiefer im Nauen der “ehrheit der Frak- 
tionen vorgebracht hat. Die Wirkung wird nicht | 
tiefer, wenn man sich des langen und breiten | 
über die Dinge ausläßt. Es sind Dinge, die wir | 
hier wiederholt schon erörtert haben. Wir haben | 

rrn Kiefer ermächtigt, auch für uns das Nötige 
zu sagen. | | | 

Nun werden von den Sozialdeuwokratischen | 
und Kommunistischen Fraktionen nachher einige 
Anträge yprweleet werden. \ir sind uns früher 
hier darüber schlüssig geworden ‚daß Anträge ‚die 
hier zum Beschlusse erhoben werden sollen,den 
einzelnen Fraktionen rechtzeitig bekännt gegeben 
werden müssen. In der Einladung zur heutigen | 
Sitzung hatte das Präsidium mitgeteilt,daß keine 
Anträge gestellt mrosd. 112 werden daher auch 
keine Stellung zu den Anträgen nehmen. Das be- 
deutet keine glatte Ablehnung der Anträge ‚das 
bedeutet nur, daß wir auch heute verfahren, wie 
es der Landesrat immer gehalten hat. ‘ir haben 
hier auch schon Anträge eingebracht,die ebenfalls 
nicht zur : Fee chung kamen,weil wir sie den 
Fraktionen nicht rechtzeitig mitgeteilt hatten. 
"ir können uns nicht ohne Vorbereitung mit 
Dingen befassen, die so wesentlich sind und so 
weittragende Folgen haben können. Wir sind ge- 
wohnt, daß die Fraktionen sich über derartige | 
Fragen zunächst mit den Vertretem der Partei | 
bespricht. "ir nehuen an, daß dies auch bei den 
anderen Parteien mp£logsahsit sein wird.. Es | 
wäre daher von den beiden genannten Farteien | 
loyal gewesen ,uns rechtzeitig mitzuteilen,was li 
sie beabsichtigen. | 

Wir haben von Anträgen selbst abgesehen. | 
Aber wir haben zunächst ea Anfragen an die | 
EBEISTUNE von denen wir annehmen, daß sie uns | 
der Herr Staatskomuissar beantworten wird: 





"Ist der Herr Staatskommissar in der | 
lage ,darüber Auskunft zu geben, ob die He- | 
eu esion bereits die notwendigen 

orbereitungen getroffen hat, um die neue | 
neichsbesoldungsordnung zu übernehmen, auf 4 
deren Durchführung auch im Saargebiet die | 
saarländischen Beamten auf Grund des Baden- | 
Badener Abkoumens einen hechtsanspruch haben” 


" ProZ 
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Hat die hegierungskommission bereits 
einen Beschluß gefaßt in dem Sinne, daß Auch 
den saarländischen Beamten entsprechende Vor- 
schüsse auf die neuen Vehälter gezahlt werden, ) 
damit diese in der Lage sind,ihre dringend 
notwendigen Anschäffungen für den Winter zu 


machen ? | 
Entspricht 
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Entspricht es den Tatsachen, daß am 1.Mai 1977 
zur gleichen Zeit,als die Gehälter der Beanten 
' um 8,7 Prozent gekürzt wurden, die Bezüge der 
Direktoren der he jerungskommiıssion eine Erhö- 
hung um 10 000.- Franken erfahren haben ? 


Die Lufthafengesellschaft n.b.H. verhandelt 
schon seit lionaten ohne Erfolg mit der hegierungs- 
kommission in der Frage der Beteiligung der Hegie- 
rungskommission an dieser Gesellschaft. Ein letz- 
ter Vorschlag ist vor zwei \onaten der Hegierungs- 
kommission unterbreitet worden,bis heute ist aber 
eine Antwort noch nicht eingapSpgen. Unseres Er- 
achtens wäre es jetzt an der Zeit,daß die hegie- 
rungskommission ihrerseits einen Vorschlag mächt, 
wie sie sich die hegelung denkt. Wenn die Saarre- 
gierung früher einmal eine Beteiligung von 65 Pm- 
zent verlangt hat, so kann davon näturgenäß im 
Ernste keine Rede sein,zumal die a 
sion bisher für den Luftverkehr noch sehr wenig ge- 
tan hat, ja im Gegenteil s die Aufnahme des luft- 
verkehrs immer wieder behindert hat. | 

Wir haben bereits am Schluß der vorigen 
Session eine heihe von Anfragen eingebracht,die 
ich nun in anderer Form wiederholen möchte... 


In der letzten Landesratssitzung waren_von | 

‘unserer Fraktion verschiedene Anfragen än die - | 
bi vo gest worden, die sich mit fol- | 

gen aßt haben: | 


Hat die Regierungskommission eine Kaserne 
für Be mpeisende Truppen der Iheinärmee reser- 
vier 


en Fragen be 
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Wie kommt es, daß. die Bahnschutztruppe 
ständig militärische Übungen abhält” 


Ist es richtig, daß Leutnant Ameil zum 
Oberregierungsrat befördert worden ist ? 


und den Etat. Mit Hicksicht auf die Ferien des lan- | 
desrätes hatten wi | 
ser Fragen ersucht. Die Antwort sollte allen Frak- 4 
tionen zugestellt werden. Nach mehrmaliger Anmah- | 
nung erhielten wir den Bescheid, daß die hegierungs- 
kommission beschlossen habe, eine Antwort nicht zu | 
erteilen. Da wir annehmen, daß die übrigen Fraktio- 

nen des Landesrates sich hinter unsere Anfragen 

stellen werden, bedeutet dieses Verhalten der he- 

mes uni anion nicht nur eine Nißachtung unserer 


Zwei weitere it Be behandelten die "\ohnungsfrage 


schriftliche Beantwortung die- 


" PwoZ 
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 Fraktion,sondern des gesamten Landesrates. Wir be- | 
nutzen däher diese Gelegenheit, um Jie beschlußfas- 
sende \ehrheit der Pe: gb Ihr skommission darauf äuf- | 
merksam zu machen, daß die Fraktionen des Landes- 
rätes das natürliche Hecht haben, derartige Anfra- | 
gen zu stellen und daß die hegierungskomnmission 
‚ıhrerseits die moralische Verpflichtung hat, auf i 


derartige 
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derartige Anfragen auch eine Antwort zu erteilen. 
"Wir ersuchen daher die Kegierungskomnission,ihren 
gegenteiligen Bescheid rückgängig zu mächen und uns 
nunmehr umgehend eine Antwort zu geben. Sollte es 
die Mehrheit der Regierungskommission für unter ih- 
rer Würde halten, diesem in allen ländern üblichen 
Brauch Rechnung zu tragen und nicht gewillt sein, 
den Volksvertretem des Saargebietes eine Antwort 
‚zü erteilen, so müßte es unseres Erächtens dieselbe 
Begierung auch unter ihrer 'fürde halten,ihr Gehalt 
‚aus den »teuergeldem der gleichen Bevölkerung ent- 
gegenzunehmen. 


( Zurufe : Sehr richtig !) 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Staatskoumissar Dr.Heim! 





Staatskoumissar Dr. Heim: Weine Herren! Von den gestellten 
a Sat ragen habe ich gestern nachmittag 5 Uhr mur die 
über die Beamtenneubesoldung bekommen und kann nur 
sie beantworten, soweit ich in der Lage war,in der 
kurzen Zeit Informationen einzuholen. Die ührigen 
Anfragen muß ich vorerst weiterleiten. 3ER 
Was die Frage der in Deutschland beabsıich- 
tigten Beamtenbesoldungsreform anlangt,so_hat die 
£ Regierungskonmission auf Grund der Baden-Badener 
Beschlüsse, die den Beamten ein Recht auf Besoldungs- 
erhöhung einräumen, die Beratung der Frage aufge-. 
nommen. Näheres kann erst bekanntgegeben werden, , 
wenn die Besoldungsreform in Leutschläand endgültig 
geregelt ist. Was die Vorschüsse anbelangt,so bin 
Ich zu der EIRLH FÜGE ermächtigt,daß die en 
kowmission in den allernächsten Tagen sich endgültig 
über die Frage schlüssig werden wird. Den Absatz 3 
kann ich nicht beantworten, weil ich infolge der 
Kürze der Zeit keine Informationen einholen konnte. 
Fir Staatsarbeiter werden Verhandlungen stattfinden. 
Ich muß die Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Schmelzer über die kehaltsregelung der witglieder 
der hegierungskonnission zurückweisen. Die Gehalts- 


\ 


regelung erfolgt von Genf aus durch den Völkerbund. 
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Vorsitzender: Das Wort zu einer persönlichen Bemerkung 
hat Herr Abgeordneter Hoffmann! 


Abg. Hoffmann(SP): Herr Abgeordneter Reinhärd hat von 
einer Denkschrift gesprochen. Wenn diese Denk- 
schrift existiert und wenn Sesael wird, sie hät- 


te die Zustimmung der Sozialdemokratischen Partei 
erhalten, dann ist das das größte Verbrechen ‚wel- 
ches an der Saararbeiterschaft bisher ausgeübt 
worden ist. Ich betone, daß die Sozialdeuokra- 
tische Partei von einer solchen Denkschrift 
nichts weiß und daß es auch in der Presse gestan- 
den hat, daß eine solche Denkschrift nicht _ 
existiert. Ich bin erstaunt, daß Herr Reinhard 
diese auetührungen gemacht hat und ich betone 
noch einmal, daß meine Partei nit dieser Denk- 
schrift nichts gemein hat. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Kiefer! 


Abg. Kiefer (2): Ich erkläre offen, daß die Zentruns- 
oibed von einer solchen Denkschrift nichts weiß. 
jemals hat die Zentrunspartei eine Denks. .rift 
an die englische hegierung gerichtet. Einer sol- 
chen D eit ist die Zentrumspartei nicht fähig. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter heinhard! 

Abg. Neinhard (KP): Ich stelle dazu fest, daß die Saar- 
brücker Geltung über diese Denkschrift berichtet. 
hat und daß die Deutsch-Saarländische Volkspartei 
gut informiert sein muß. 

Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schnmelzer! 

Abg. Schmelzer(DSV): Ich darf auch noch feststellen,daß 


wir von einer solchen Denkschrift auch nichts wis- 
sen. 


- Lachen- 
Vorsitzender: Wir kommen nun zum Schluß. Ich darf Ihnen 
die eingegangenen Anträge bekanntgeben. 
Abg. Kiefer(Z): Meine Herren! Ich möchte erklären, daß 
es sich “nicht um neue Anträge handelt, sondern 


um Anträge, die schon dutzende Wal eingebracht 
und wiederholt wurden. 


Vorsitzender: 
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Vorsitzender: Die Anträge der \lehrheit lauten: 


1) Der Iandesrat beschließt: _ | 
Die hegierungskomission wird er- 
sucht, die Bezüge der Erwerbslosen-Fürsor- 
gs mit sofortiger Nirkung um mindestens 
O0 %. zu erhöhen und den Gemeinden Nittel 
zur Verfügung zu stellen zur Durchführung 
von Notstandsarbeiten. 


2) Der Landesrat beschliekt:  _ | | 
)ie Regierungskomuission wird er- | 
sucht, die löhne der staatsarbeiter nit 
Wirkung ab 1.„ai 1927 Une rechend den 
Forderungen der Gewerkschaften zu erhöhen. 


3) Der Iandesrat beschließt: | | 

Die hKegierungskoamission wird_er- 
sucht, umgehend eine Verordnung vorzulegen 
betreffend Einführung von staatlich bezahl- 
ten und aus der \ütte der Belegschaften ge- 
wählten Grubenkontrolleuren. Bis zum In- 
krafttreten dieses Gesetzes ist eir Verbot 
zu erlassen, daß in Zukunft keine »ıcher- 
heitsmänner nehr von der Bergwerksdirektion 
entlassen werden. 


4) Der landesrat beschließt: | 
Die Regierungskommission wird er- 
sucht, die Notverordnung zur Aufrechterhal- 
a; der öffentlichen Sicherheit (vom 18. Ju- 
ni 1925) mit sofortiger Wirkung aufzuheben. 


Suyamag ayasıydm#bousrs EEK 


Vorsitzender: Eine HanapEnche über die Anträge ist 
ge rund der getroffenen Abwachungen unter den 
er eien heute nicht nöglich. Ich schließe die 

itzung. 


Schluß der Sitzung 12 Uhr 15 Ninuten. 
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